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Der hier vorliegende Jahresabschluss wurde vom Rechnungsprüfungs-
amt der Stadt Wetzlar unter Einbindung der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Rödl und Partner GmbH, Köln, geprüft. 

Es wurde ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 

Im Übrigen wird auf den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
vom 14.12.2020 (Drucksachennummer 1847/20 – I/630) zur Entlastung 
des Magistrats gemäß § 114 HGO verwiesen. 



Afa Absetzung für Abnutzung

AHK Anschaffungs- und Herstellungskosten

AWV Abwasserverband Wetzlar

BBesG Bundesbesoldungsgesetz

BeamtVG Beamtenversorgungsgesetz

BG Baugebiet

BMF Bundesfinanzministerium

BStBl. Bundessteuerblatt

BVG Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges

DMS Dokumentenmanagement System

DRU Drucksachen

EB Eigenbetrieb

EKVO Eigenkontrollverordnung

EMMA engagiert mit Mädchen aktiv

ESF Europäischer Sozialfonds

EStG Einkommensteuergesetz

FAG Hessisches Finanzausgleichgesetz

Flst. Flurstück

Gem. Gemarkung

GemHVO Gemeindehaushaltsverordnung

GIS Geoinformationssystem

GoB Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung

GWAB Gesellschaft für Wirtschaftsförderung, Ausbildungs- und Beschäftigungsinitiativen

GWG Geringwertige Wirtschaftsgüter

HBG Hessisches Beamtengesetz

HessAFWoG Hessisches Gesetz zum Abbau von Fehlsubventionierungen im Wohnungswesen

HGO Hessische Gemeindeordnung

HKO Hessische Landkreisordnung

HPVG Hessisches Personalvertretungsgesetz

ILV Interne Leistungsverrechnung

JIM Jungen im Mittelpunkt

JuLeiCa Jugendleitercard

KAG Kommunales Abgabengesetz

KEP Kommunale Entwicklungsplanung

KG Kontengruppe

KGG Gesetz über Kommunale Gemeinschaftsarbeit

KiTa Kindertagesstätte
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KLR Kosten- und Leistungsrechnung

KoBü Koordninationsbüro Sozial- und Jugendwesen

KOG Kontenobergruppe

KVKR Kommunaler Verwaltungskontenrahmen

LSA Lichtsignalanlagen

LWV Landeswohlfahrtsverband

Nass.Heimstätte Nassauische Heimstätte 

NKRS Neues kommunales Rechnungs- und Steuerungssystem

OD Ortsdurchfahrt

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr

PB Produktbereich

RMV Rhein-Main-Verkehrsbund

RPA Rechnungsprüfungsamt

SGB Sozialgesetzbuch

SGB II Sozialgesetzbuch Grundsicherung für Arbeitssuchende

SGB IX Sozialgesetzbuch Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen

SGB VIII Sozialgesetzbuch Kinder- und Jugendhilfe

SGB XII Sozialgesetzbuch Sozialhilfe

SIP Sonderinvestitionsprogramm des Landes Hessen

SVV Stadtverordnetenversammlung

TVöD Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst

UStG Umsatzsteuergesetz

VHS Volkshochschule

ZOB Zentraler Omnibusbahnhof
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 Rechtliche Grundlagen 

 

Im Anhang sind gemäß § 112 HGO i. V. m. § 50 GemHVO, einschließlich der dazu 
erlassenen Hinweise, die wesentlichen Posten der Vermögensrechnung, der Ergeb-
nisrechnung und der Finanzrechnung zu erläutern, Übersichten über das Anlage-
vermögen, die Forderungen und die Verbindlichkeiten beizulegen sowie eine Über-
sicht über die in das folgende Jahr zu übertragende Haushaltsermächtigungen auf-
zunehmen. 
 

Im Anhang sind ferner anzugeben: 
 

1. die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, 

2. Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden mit einer Begründung, 

3. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungs-
kosten, 

4. Haftungsverhältnisse, die nicht in der Vermögensrechnung (Bilanz) auszuweisen 
sind, 

5. Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können, 

6. in welchen Fällen aus welchen Gründen die lineare Abschreibungsmethode nicht 
angewendet wird, 

7. Veränderungen der ursprünglich angenommenen Nutzungsdauer von Vermögens-
gegenständen, 

8. Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften, 

9. eine Übersicht über die fremden Finanzmittel (§ 15 GemHVO) 

10. Die durchschnittliche Zahl der Beamten und Arbeitnehmer, die während des Haus-
haltsjahres zur Stadt in einem Dienst oder Arbeitsverhältnis stehen. 

11. die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung und des Magistrates zum Bilanz-
stichtag, mit dem Familiennamen und mindestens einem ausgeschriebenen Vor-
namen. 

 

Die Hinweise zu § 50 GemHVO weisen unter anderem noch auf folgendes hin: 
 

Im Anhang werden u. a. die verwendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
erläutert und die wesentlichen Abweichungen zu einzelnen Vermögens-, Ergebnis- 
und Finanzrechnungspositionen im Jahresvergleich dargestellt. Dem Anhang sind die 
Anlagenübersicht, die Verbindlichkeitenübersicht, die Forderungsübersicht und die 
Rückstellungsübersicht beizufügen. 
 
Sachverhalte die im Anhang zum Jahresschluss erläutert werden, müssen gemäß 
Hinweis Nr. 1 zu § 51 GemHVO nicht nochmals im Rechenschaftsbericht  aufgeführt 
werden.  
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Bilanzierungs- und Bewertungsmethode 

 

Auf die Schlussbilanz der Stadt Wetzlar zum 31.12.2017 werden die entsprechenden 
Regelungen der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) sowie der Gemeindehaus-
haltsverordnung (GemHVO) angewendet. Ergänzend werden die Hinweise zur 
GemHVO, der erläuterte Verwaltungskontenrahmen sowie handelsrechtliche Vor-
schriften zu Grunde gelegt.  
 
Die Vermögensgegenstände sind gemäß § 41 Abs. 1 GemHVO mit den Anschaf-
fungskosten oder den Herstellungskosten vermindert um die Abschreibungen nach  
§ 43 GemHVO in die Vermögensrechnung eingeflossen. Zinsen für Fremdkapital 
sind in diesen nicht berücksichtigt. 
 
Investitionszuschüsse sind mit dem Wert der tatsächlichen Auszahlungen (gewährte 
Investitionszuschüsse) zu aktivieren, wenn die Voraussetzungen des § 38 Abs. 4 
GemHVO i.V.m den dazu erlassenen Hinweisen vorliegen. 
 
Investitionszuschüsse als Sonderposten werden ebenfalls nach den tatsächlichen 
Einzahlungen (erhaltene Investitionszuschüsse) bilanziert (vergl. § 38 Abs. 4 GemH-
VO). Diese immateriellen Vermögensgegenstände werden wie Sachanlagevermögen 
linear abgeschrieben bzw. aufgelöst. 
 
Die Abschreibungen erfolgten ausschließlich linear (§ 43 Abs. 1 GemHVO), soweit 
erforderlich wurden hinsichtlich der Nutzungsdauer wirtschaftliche und technische 
Besonderheiten berücksichtigt und gegebenenfalls außerordentliche Abschreibungen 
vorgenommen (vgl. § 43 Abs. 3 GemHVO). 
 
Die Nutzungsdauer für die einzelnen Wirtschaftsgüter orientiert sich gemäß § 43 
GemHVO an betrieblich gewohnten und anerkannten Nutzungsdauern bei der Stadt 
Wetzlar. Ursprünglich angenommene Nutzungsdauern von Anlagegütern waren 
grundsätzlich nicht zu korrigieren. Lediglich im Bereich der Bauten, insbesondere bei 
An- und Umbauten vorhandener Gebäude, konnten Nutzungsdauerverlängerungen 
durch die investive Maßnahme gerechtfertigt sein. Zum Teil wurden die Umbauten 
als Wertveränderung auf das vorhandene Anlagegut ohne Anpassung der Restnut-
zungsdauer gebucht, zum Teil erfolgte aufgrund der investiven Maßnahme eine mo-
derate Anpassung der Nutzungsdauer. 
 
Zugänge geringwertiger Wirtschaftsgüter (GwG) wurden zu Anschaffungskosten in-
ventarisiert. Dazu zählen bewegliche, abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens, die einer selbständigen Nutzung fähig sind und deren Anschaffungs- und 
Herstellungskosten zwischen 150,00 Euro und 1.000,00 Euro (netto) liegen. Diese 
werden in dem sogenannten GwG-Pool pauschal über fünf Jahre abgeschrieben.  
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind gemäß den Hinweisen 
zu § 41 GemHVO mit dem Nennwert angesetzt. Wertberichtigungen wurde vorge-
nommen. 
 
Rückstellungen wurden gemäß § 39 GemHVO in Höhe des Betrages angesetzt, der 
nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. 
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Verbindlichkeiten sind gem. § 41 Abs. 1 GemHVO mit dem Rückzahlungsbetrag bi-
lanziert. 
 
Eine Änderung der bisher angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
wurde nicht vorgenommen. Es wird weiterhin zu Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten aktiviert. Diese werden gem. § 41 GemHVO i.V.m. den dazu erlassenen Hinwei-
sen wie folgt definiert: 
 
Anschaffungskosten  
Kaufpreis 
zzgl.  Aufwendungen zur Herstellung der Betriebsbereitschaft (z.B. Installation) 
zzgl.  Anschaffungsnebenkosten (z.B. Grunderwerbsteuer, Transport, Zölle) 
zzgl.  Eigenleistungen der Gemeinde, wenn direkt zurechenbar (z.B. Montage 
          durch eigene Arbeitnehmer) 
zzgl.  Nachträgliche Anschaffungskosten (z.B. Festeinbau eines Zusatzgerätes) 
abzgl. Anschaffungskostenminderungen (z.B. Skonto, Rabatte) 
 
Herstellungskosten 
Materialeinzelkosten (Bilanzierungsgebot) 
zzgl.  angemessene Teile der notwendigen Materialgemeinkosten (Bilanzierungs 

wahlrecht) 
zzgl. Fertigungseinzelkosten (Bilanzierungsgebot) 
zzgl.  angemessene Teile der notwendigen Fertigungsgemeinkosten (Bilanzie-

rungswahlrecht) 
zzgl.  Sondereinzelkosten der Fertigung (Bilanzierungsgebot) 
zzgl.  Abschreibungen des Anlagevermögens, soweit durch Herstellung veranlasst 

(Bilanzierungswahlrecht) 
zzgl.  Zinsen für Fremdkapital zur Finanzierung der Herstellung (Bilanzierungswahl-

recht) 
abzgl. Herstellungskostenminderungen (Bilanzierungsgebot) 
 
In den folgenden Erläuterungen zur Vermögensrechnung werden die wesentlichen 
Veränderungen zum Vorjahr dargestellt. 
 

Fortschreibung des Inventars 

 
Das Inventar ist der Nachweis über den Bestand und die Entwicklung des Anlage-
vermögens der Stadt Wetzlar. Das aufzustellende Inventar erfüllt somit eine Ord-
nungsfunktion und darüber hinaus eine Wertermittlungsfunktion. 
 
Bei der Durchführung, Überwachung und Aufbereitung des Inventars sind folgende 
Grundsätze (ordnungsgemäßer Inventur) zu beachten 
 
- Vollständigkeit der Bestandsaufnahme 
- Richtigkeit der Bestandsaufnahme 
- Einzelerfassung und Einzelbewertung (soweit möglich) 
- Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme 
- Grundsatz der Klarheit 
- Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
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Gemäß $ 35 Abs. 1 S. 2 GemHVO ist die Stadt Wetzlar im Rahmen des Jahresab- 
schlusses verpflichtet, körperliche Vermögensgegenstände durch eine körperliche 

Bestandsaufnahme/lnaugenscheinnahme zu erfassen. Es bedarf einer körperlichen 
Bestandsaufnahme der Vermögensgegenstände zu den Bilanzstichtagen nicht, so- 
weit durch andere Verfahren der Bestand der Vermögensgegenstände festgestellt 
werden kann ($ 36 Abs. 2 GemHVO). Gemäß Hinweis Nr. 3 zu dieser Vorschrift sind 
die Buchbestände der Anlagenbuchhaltung allerdings in einem drei- bis fünfjährigen 
Rhythmus abzustimmen. 

Aufgrund des Beschleunigungserlasses vom 30. Juli 2014 (Erlass zur Beschleuni- 
gung der Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haus- 
haltsjahre bis einschließlich 2013) und der daraufhin erlassenen Erweiterungen die- 
ses Erlasses war es der Stadt Wetzlar möglich, eine jährlich durchzuführende Inven- 
tur bis zum Jahresabschluss 2017 zurückstellen. 

Vom 0.g. Beschleunigungserlass hat die Stadt Wetzlar in den vergangenen Jahren 
teilweise Gebrauch gemacht und erstmalig zur Schlussbilanz 2015 eine körperliche 
Bestandsaufnahme physischer Gegenstände seit der Eröffnungsbilanz 2009 in Teil- 
bereichen durchgeführt, die dann jährlich weitergeführt wird. 
So wurde auch zur Schlussbilanz 2017 eine körperliche Bestandsaufnahme in Teil- 

bereichen der Verwaltung durchgeführt. 
Hierbei wurde von der zeitlich ausgeweiteten Stichtagsinventur Gebrauch gemacht 
und in dem Zeitraum 01.11.2016 bis 29.02.2017 in den ausgewählten Bereichen eine 
körperliche Bestandsaufnahme physischer Gegenstände durchgeführt. 
Als Bereiche wurde sich im Vorfeld u.a. für die Betriebs- und Geschäftsausstattung 
des Neuen Rathauses, den Fuhrpark und die IT-Hardware entschieden. 
Außergewöhnliche Sachverhalte, die zu einer Minderung in Form außerordentlichen 
Abschreibung führen, wurden dabei nicht festgestellt; zur Vereinfachung von 
Folgeinventuren und Straffung der Anlagenbuchhaltung wurden u.a. Betriebsauf- 
wendungen (unter 150 Euro netto), die keiner eigenständigen Inventarisierung unter- 
liegen, ausgebucht. 
Es werden im Rahmen der Inventur jährlich Bereiche festgelegt, um eine vollständige 
körperliche Inaugenscheinnahme in einem drei- bis fünfjährigen Zeitraum zu gewähr- 
leisten. 

Ungeachtet dessen werden schon seit Beginn der Doppik bei der Stadt Wetzlar wei- 
tere anerkannte Inventurmethoden angewandt, die von der Verpflichtung zur Durch- 
führung einer körperlichen Bestandsaufnahme zum Schluss eines jeden Haushaltjah- 
res befreien. 
Dazu ermächtigen die $$ 35, 36 GemHVO i.V.m. den dazu erlassenen Hinweisen. 

Der Hinweis Nr. 2 zu $ 36 GemHVO regelt die Möglichkeit zur Unterlassung einer 
jährlichen körperlichen Bestandsaufnahme, wenn Bestände des Anlagevermögens 
durch Fortschreibung (Erfassung aller Zu- und Abgänge) nachgewiesen werden kön- 
nen und eine ordnungsgemäße buchmäßige Erfassung in der Anlagenbuchhaltung 
‚sichergestellt ist. 

Somit eröffnet diese Vorschrift die Möglichkeit zur Durchführung von permanenter 
Inventur und Buchinventur, deren Ergebnisse/ Bestände allerdings auch gem. Hin- 
weis Nr. 3 dieser Vorschrift mit dem tatsächlichen Vorhandensein abzustimmen sind.



Jahresabschluss Stadt Wetzlar 31.12.2017 

  

Voraussetzung für die permanente Inventur sind das unterjährige Erfassen aller Zu- 
und Abgänge in der Anlagenbuchhaltung unter Beachtung der GoB. 
Die Buchinventur ermittelt die Bestände des Vermögens und der Schulden, die auf 

die Aufzeichnungen der Buchhaltung Bezug nehmen (z.B. Anordnungen, Belege). 

Bei der Stadt Wetzlar werden unterschiedliche Inventurmethoden angewendet. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung der permanenten Inventur und der damit 
verbundenen Vereinfachungen im Inventurverfahren werden dergestait umgesetzt, 

dass seit Einführung der Doppik mit einhergehender Pflicht zur Aufstellung der Ver- 
mögensrechnung, alle Zugänge von Vermögensgegenständen i in Form von direkten 
Erfassungen in der Anlagenbuchhaltung bei der Buchung dokumentiert sind und i im 
Inventar abgebildet werden. 

Durch ein, seit Einführung der Doppik, geschaffenes System von Bestandsände- 
rungsmeldungen werden Abgänge von Vermögensgegenständen dokumentiert und 
in der Anlagenbuchhaltung erfasst. Somit berechtigt die laufend getätigte Fortschrei- 
bung des Inventars die Stadt Wetzlar grundsätzlich von der Vereinfachung gem. Nr. 
3 der Hinweise zu 8 36 GemHVO Gebrauch zu machen und den Inventur-Rhythmus 
auf drei bis fünf Jahre auszuweiten. 

Die Stadt Wetzlar macht von dieser Vereinfachung allerdings nicht flächendeckend 
Gebrauch. Ergänzend zur permanenten Fortschreibung werden schon seit Einfüh- 

rung der Doppik Inventuren in verschiedenen Bereichen durchgeführt, um einen Ab- 
gleich mit den Buchbeständen zu gewährleisten (z.B. in Form von Katasterabglei- 
chen, Vorratsvermögen). 

Anwendung Beschleunigungserlass 

Das Hessische Ministerium des Innern hat mit Erlass vom 29.06.2016 den sog. Be- 
schleunigungserlass (Erlass zur Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung von 
doppischen Jahresabschlüssen) vom 30.07.2014 für die Jahre 2014 und 2015 ver- 
länger. 

Die im Erlass vom 30.07.2014 aufgezeigten Möglichkeiten zur Beschleunigung dop- 
pischer Jahresabschlüsse konnten grundsätzlich bis einschließlich 2015 angewendet 
werden. 

In Teilbereichen wirkt der Beschleunigungserlass über diesen Zeitpunkt hinaus. So 
lässt z.B. Ziffer 4 des Beschleunigungserlasses die Möglichkeit, Inventuren bis zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses 2017 zurückzustellen. Hiervon wurde jedoch kein 
Gebrauch gemacht; eine körperliche Bestandsaufnahme bestimmter physischer 
Vermögensgegenstände (wie oben beschrieben) wurde durchgeführt.
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1.2. Erläuterungen zur Vermögensrechnung — Passiva 

Pos. 1 - Eigenkapital 

Das Eigenkapital ergibt sich aus dem Saldo von Vermögen und Schulden. Es teilt 
sich in die Nettoposition, die Rücklagen und Sonderrücklagen und die Ergebnisver- 
wendung auf. 

Die Veränderung des Eigenkapitals setzt sich wie folgt zusammen: 

  

  

  

  

  

  

      

Bezeichnung | Betrag- Anmerkung 

Ordentliches Ergebnis +10.130.357,00 € | It. Ergebnisrechnung 2017 

Außerordentliches Ergebnis -464.027,50 € | It. Ergebnisrechnung 2017 

Rücklage Städtische Sammlungen +65.961,82 € Erbschaft Eheleute Waldschmidt 

Berichtigung Finanzanlage AWV +590.887,83€ | Bewertung nach Vorlage EB 

Zinsen Sonderrücklagen +6,25 € Minneburg, Dori, Dalheim 

Gesamtbetrag 10.323.185,40 €   
  

Pos. 1.1 — Nettoposition 

Die Nettoposition in Höhe von 79.531.195,80 Euro hat sich gegenüber dem Vorjahr 
um 590.887,83 Euro erhöht. Der Wert der Finanzanlage Abwasserverband wird im 
Jahr 2017 nach Feststellungsbeschluss der Eröffnungsbilanz durch die Verbandsver- 
sammlung in der Vermögensrechnung der Stadt Wetzlar angepasst und verändert 

dadurch mit einem Teilbetrag die Nettoposition. 

Pos. 1.2 — Rücklagen und Sonderrücklagen 

Bei Rücklagen handelt es sich gemäß 8 58 Nr, 29 GemHVO um einen Bestandteil 
des Eigenkapitals. Es wird zwischen Rücklagen aus Überschüssen, zweckgebunde- 
nen Rücklagen und Sonderrücklagen unterschieden. 

Pos. 1.2.1 — Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 

Die Rücklage für das ordentliche Ergebnis betrug in der Eröffnungsbilanz 
25.270.294,71 Euro, sie wurde mit den vorgetragenen ordentlichen Ergebnissen 
endgültig zum Jahresabschluss 2014 verrechnet und somit zum Bilanzstichtag 
31.12.2014 aufgelöst. 

Pos. 1.2.2. - Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 

Die Rücklage für das außerordentliche Ergebnis in Höhe von 3.741 ‚869,41 Euro hat 
sich wie folgt entwickelt: FE 
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Pos. 3 - Rückstellungen 

Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlichkeiten und Aufwendungen zu bilden 
und zählen zum Fremdkapital. Sie sind hinsichtlich dem Grunde, dem Zeitpunkt oder 
der Höhe nach noch nicht genau bestimmt. ° 

Die Entwicklung der Rückstellungen wird im Punkt Anlagen — Anlage 2 — Rückstel- 

lungen dargestellt und erläutert. 

Die Dienstherrenwechsel nach 8107 b BeamtVG werden ab dem Jahresabschluss 
2016 als Rückstellung dargestellt und erläutert.Weitergehende Erläuterungen erge- 
ben sich für folgende Rückstellungen: 

Pos. 3.1 - Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 

Die Ermittlung der Pensionsverpflichtung erfolgte für die Jahresabschlüsse 2009 - 
2015 - unter Verwendung der Richttafeln 2005 G von Klaus Heubeck — nach versi- 
cherungsmathematischen Teilwertverfahren (86a Abs. 3 EStG). Die Abzinsung der 
Pensionsverpflichtung erfolgte mit 6 % p.a. nach $ 41 Abs. 5 GemHVO. Das Ruhe- 

gehalt wird mit Ruhestandseintritt (zwischen dem 65. und dem 67. Lebensjahr) ge- 
mäß 8 33 Abs. 1 und 3 HBG oder bei vorzeitiger Invalidität gezahlt. Für Beam- 
te/innen im feuerwehrtechnischen Dienst gelten nach 8 113 i.V.m. 8 112 Abs. 1 und 
2 HBG die besondere Altersgrenze zwischen dem 60. und 62. Lebensjahr. Dieser 
Personenkreis tritt jedoch weiterhin mit der Vollendung des 60. Lebensjahres in den 
Ruhestand, wenn ein Einsatz im Schicht- oder Wechseldienst von mindestens 20 
Jahren nachgewiesen werden kann ($ 113 i.V.m. $ 112 Abs. HBG). Dies ist in der 
Regel nicht der Fall. Zum Jahresabschluss 2017 wurde insbesondere aus Kosten- 

gründen auf die Vergabe eines Gutachtens verzichtet. Bei der Ermittlung der Höhe 
der Rückstellung wurden die durchschnittlichen Vorjahreswerte zu Grunde gelegt. 

Die Ermittlung der Verpflichtung zur künftigen Beihilfeleistung an Pensionäre 
und Hinterbliebene erfolgte für die Jahresabschlüsse 2009 — 2015 — unter Verwen- 
dung der Richttafeln 2005 G von Klaus Heubeck — nach dem versicherungsmathe- 
matischen Teilwertverfahren. Das zu berücksichtigende Beihilfegeld wird mit Ruhe- 
standseintritt (zwischen dem 65. und dem 67. Lebensjahr) gemäß $ 33 Abs. 1 und 3 
HBG oder bei vorzeitiger Invalidität gezahlt. Für Beamte/innen im feuerwehrtechni- 
schen Dienst gelten nach $ 113 i.V.m. $ 112 Abs. 1 und 2 HBG die besondere Al- 
tersgrenze zwischen dem 60. Und 62. Lebensjahr. Dieser Personenkreis tritt jedoch 
weiterhin mit der Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand, wenn ein Ein- 
satz im Schicht- oder Wechseldienst von mindestens 20 Jahren nachgewiesen wer- 
den kann ($ 113 i.V.m. 8 112 Abs. HBG). Dies ist in der Regel nicht der Fall. Die Ab- 
zinsung der Verpflichtung zu künftigen Beihilfeleistung an Pensionäre und Hinterblie- 
bene erfolgt mit 5,5 % p.a. (orientiert an $ 6 EStG). Zum Jahresabschluss 2017 wur- 
de insbesondere aus Kostengründen auf die Vergabe eines Gutachtens verzichtet. 

“Bei der Ermittlung der Höhe der Rückstellung wurden die durchschnittlichen Vorjah- 
reswerte zu Grunde gelegt. 

"Ab dem Jahresabschluss 2018 werden gemäß der rechtlichen Vorgaben für die o.g. 
Rückstellungen finanzmathematische Gutachten zur Ermittlung des Rückstellungsbe- 
trages eingeholt: 
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Jahresabschluss Stadt Wetzlar 31.12.2017 

davon u.a. Ergebnis Ergebnis Veränderung 
2017 2016 
Euro Euro Euro 

1330100 125.211,19 125.305,64 -94,45 
Friedhöfe 

davon u.a. 

- für Gebäude und bauliche Anlagen: 33.092,18 € 
- für Infrastrukturvermögen Straßen/Wege/Plätze: 21.878,03 € 
- für Fuhrpark: 54.970,35 € 

1330200 58.953,28 59.945,13 -991,85 
Krematorium 

davon u.a. 

- für Gebäude und bauliche Anlagen: 22.037,68 € 
- für technische Anlagen und Maschinen: 35.785,15 €   
  

Die Wertberichtigung von Forderungen i. H. v. rd. 586 T€ werden auch in dieser Posi- 
tion berücksichtigt; sie stellen sich wie folgt dar: 

1. Unterjährige (personalisierte) Einzelwertberichtigungen 

Unterjährig werden bereits Forderungen, für die hinsichtlich der Einbringlich- 
keit tatsächliche Bedenken bestehen, als Forderungsverluste oder unbefriste- 
te Niederschlagungen aufwandswirksam gebucht . 

. Pauschale Einzelwertberichtigungen 
Die Wertberichtigung wurde auf Grundlage der aktuellen Forderungsstatistik 
durchgeführt. Der Betrachtungszeitpunkt für das Jahr 2017 (November 2018) 
liegt gut 11 Monate nach dem Bilanzstichtag. Es werden deshalb folgende 
prozentuale Abschreibungen festgelegt: 

- Forderungen älter als 3 Jahre vor dem Bilanzstichtag 
(älter als 47 Monate vor dem Betrachtungszeitpunkt) 100% 
- Forderungen älter 2 Jahre bis 3 Jahre vor dem Bilanzstichtag 
(35 - 47 Monate vor dem Betrachtungszeitpunkt) 80% 
- Forderungen bis 2 Jahre vor dem Bilanzstichtag . 
(bis 35 Monate vor dem Betrachtungszeitpunkt) 50% - 

Das Volumen abzuschreibender Forderungen hat sich mit insgesamt 1,48 Mio. 
€ (Vorjahr: 1,05 Mio. €) erhöht. Ursächlich hierfür sind insbesondere der höhe- 
re Forderungsbestand insgesamt und der höhere Anteil älterer Forderungen. 
Ab dem Jahresabschluss 2018 wurde der Forderungsbestand von Leistungen 
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz den rechtlichen Vorgaben entsprechend 
angepasst. 

Pos. 15 - Aufwendungen für Zuweisungen und Zuschüsse sowie besondere 
Finanzausgaben (Kontengruppe 71) 

  

  

        

Bezeichnung Ergebnis Ergebnis Veränderung 
2017 2016 

u.a. Euro Euro Euro 

Zuschüsse Fraktionen Stadtver- 195.984,00 202.940,00 -6.956,00 
ordnetenversammlung gem. 8 36 
Abs. 4 HGO 
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